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Vorwort
Das Europarecht (Recht der Europäischen Union) gehört bereits als Bestandteil der „Staatsrechtlichen Bezüge zum Völkerrecht“ („Staatsrecht III“) zum Pflichtstoff der Ausbildungs- und Prüfungsordnungen für Juristen. Das „Staatsrecht III“ wird in der Schwerpunkte-Reihe speziell von Michael Schweitzer und Hans-Georg Dederer in dem Lehrbuch „Staatsrecht III. Staatsrecht, Völkerrecht, Europarecht“, behandelt. Als eigenes Rechtsgebiet ist das Europarecht darüber hinaus in den Grundzügen ausgewählter Materien (Entwicklung, Kompetenzen, Organe, Rechtsquellen, Rechtsetzungsverfahren, Verhältnis zum nationalen Recht, Grundfreiheiten des Binnenmarktes, Grundrechte, Unionsbürgerschaft, Vollzug des Unionsrechts, Rechtsschutzsystem) in den Pflichtfachbereich aufgenommen und gewinnt dort zusehends an Bedeutung für die Prüfungspraxis in der Ersten Juristischen Staatsprüfung (als Teil der Ersten Juristischen Prüfung), aber auch in der Zweiten Juristischen Staatsprüfung. Es wirkt sich nicht nur auf das Öffentliche Recht (Europäisierung des Verfassungs-, Verwaltungs- und Verwaltungsverfahrensrechts), sondern auch auf das Zivil- und Zivilprozessrecht sowie das Straf- und Strafprozessrecht aus. Es ist selbst, meist zusammen mit dem Völkerrecht, Gegenstand eines besonderen Schwerpunktbereichs und in Kombination mit verschiedenen anderen Fächern auch Gegenstand anderer Schwerpunktbereiche der Juristischen Universitätsprüfung (JUP) und Wahlfach (Berufsfeld) in der Zweiten Juristischen Staatsprüfung.
Das Buch behandelt den Pflichtstoff der Ersten Juristischen Staatsprüfung und darüber hinaus den gesamten Stoff, der im Schwerpunktbereich allgemein (hier können die jeweiligen Fakultäten besondere Schwerpunkte setzen, die entsprechend vertieft werden müssen) von Studierenden erwartet werden kann.
Schwerpunkte des Pflichtstoffs sind im institutionellen Bereich die Grundlagen der Europäischen Union, die Grundlinien ihrer Entwicklung von den Gründungsverträgen bis zum Vertrag von Lissabon, ihre Institutionen, Handlungsformen und Rechtsquellen, die durch die Übertragung von Hoheitsrechten ausgeübten Funktionen Rechtsetzung, Verwaltung und Rechtsprechung sowie Grundzüge des Haushaltsrechts (§§ 1–9). Die enge Verzahnung von Unionsrecht und nationalem Recht erforderte die Einbeziehung auch der deutschen Begründungs- und Vollzugsakte, wobei zur Vertiefung auf das Lehrbuch „Staatsrecht III“ verwiesen werden kann. Im materiellen Recht sind Schwerpunkte des Pflichtstoffs der Binnenmarkt (freier Waren- und Personenverkehr einschließlich Unionsbürgerschaft, freier Kapital- und Zahlungsverkehr, Verwirklichung durch Rechtsangleichung und gegenseitige Anerkennung) sowie die Unionsgrundrechte, zumal nach Inkrafttreten der Charta der Grundrechte der EU sowie dem durch Art. 6 Abs. 2 EUV vorgeschriebenen, durch das Gutachten 2/13 des EuGH allerdings blockierten Beitritt zur Europäischen Menschenrechtskonvention (§§ 10–12). Justiz und Inneres, durch den Vertrag von Lissabon jetzt zusammengefasst im Titel „Der Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“ (RFSR), sind als notwendige Ergänzung der Personenverkehrsfreiheiten, aber auch durch den Einfluss auf das Zivil- und Strafrecht von Bedeutung und sollten in den Grundzügen bekannt sein (§ 13). Gleiches gilt hinsichtlich der spezifisch wirtschaftsrechtlichen Materien (Wettbewerbspolitik, Wirtschafts- und Währungsunion, §§ 14, 15), wenngleich zum Pflichtstoff im engeren Sinne allein das Beihilfenrecht gehört. Von der Sozialpolitik (§ 16) sind die Auswirkungen auf das Arbeitsrecht, vor allem durch die Diskriminierungsverbote, relevant. Die Landwirtschaftspolitik (§ 17) wurde wegen ihrer Bedeutung für die EU knapp behandelt, die Umweltpolitik (§ 18) wegen ihrer Auswirkungen auf das nationale Verwaltungs-, Verwaltungsverfahrens- und Verwaltungsprozessrecht. Das auswärtige Handeln der EU (Völkerrechtliche Verträge der EU, Gemeinsame Handelspolitik – GHP, Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik – GASP) erfuhr durch den Vertrag von Lissabon erhebliche Änderungen (§ 19).
Die Neuauflage behandelt die Fortentwicklung der Union auf der Basis des Vertrages von Lissabon und der durch ihn in Kraft getretenen Charta der Grundrechte der EU sowie der im Rahmen der Wirtschafts- und Währungsunion getroffenen Begleitmaßnahmen (ESM, Fiskalpakt). Sie berücksichtigt dabei aktuelle Entwicklungen wie die Reaktion auf die COVID-19-Pandemie, den vollzogenen Brexit und die Änderung der Rechtsprechung des BVerfG zur Grundrechtecharta. 
Entsprechend dem bewährten Konzept der Schwerpunktereihe sind 61 Fälle mit Lösungen in die Darstellung eingebaut, die auch grundlegende Urteile des EuGH, dem für die Fortentwicklung des Unionsrechts eine besondere Bedeutung zukommt, vermitteln sollen. Weitere Fälle und Lösungen zum Europarecht sind auf S. XXXV ff nachgewiesen. Die im Lehrbuch berücksichtigten Urteile und Gutachten des EuGH sowie des EuG sind in einem gesonderten Register aufgeführt.
Für Anregungen und Kritik bin ich weiterhin dankbar.
Für seine Unterstützung bei der Vorbereitung der Neubearbeitung danke ich meinem wissenschaftlichen Mitarbeiter Robin Leick.
Das Manuskript wurde im November 2022 abgeschlossen.
 
München, im November 2022
Rudolf Streinz
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§ 1 Begriff und Gegenstand des Europarechts

I. Begriff „Europarecht“
1

Unter Europarecht versteht man in der Lehre das Recht der europäischen internationalen Organisationen. Die frühere Differenzierung in west- und osteuropäische Organisationen orientierte sich an deren ideologischer und wirtschaftlicher Ausrichtung und ist durch das Ende der sog. sozialistischen Staaten überholt[1]. Als spezielles Rechtsgebiet hat sich wegen seiner großen praktischen Bedeutung, aber auch wegen seiner Besonderheiten, das Recht der Europäischen Gemeinschaften (EG, EAG sowie bis 2002 die EGKS, s. Rn 17) herausgebildet, die die Grundlage der Europäischen Union bildeten und nach dem Vertrag von Lissabon bis auf die fortbestehende EAG in der jetzt einheitlichen Europäischen Union aufgegangen sind (Art. 1 Abs. 3 S. 2 EUV). Dieses Europarecht „im engeren Sinne“ knüpft allerdings in manchen Bereichen an andere europäische internationale Organisationen an. Hervorzuheben ist hier der Europarat[2], mit dem die Union jede zweckdienliche Zusammenarbeit betreibt (Art. 220 AEUV), und insbesondere das bedeutendste Instrument, das in dessen Rahmen entwickelt werden konnte, nämlich die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK)[3] vom 4.11.1950 nebst 16 (Zusatz-)Protokollen[4]. Die EMRK spielt namentlich in der Entwicklung der Gemeinschafts-, jetzt Unionsgrundrechte durch den EuGH eine besondere Rolle (Art. 6 Abs. 3 EUV), ist bei der Anwendung der EU-Grundrechtecharta zu berücksichtigen (Art. 52 Abs. 3 GRCh; s. Rn 776) und wird nach dem – durch das Gutachten 2/13 des EuGH allerdings blockierten[5] – Beitritt der EU zur EMRK (Art. 6 Abs. 2 EUV) unmittelbar Rechtsquelle des Unionsrechts (s. Rn 773). Enge Beziehungen wurden zu den Mitgliedstaaten der Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) durch den Vertrag über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) geknüpft (s. Rn 87, 1291), dem allerdings die Schweiz wegen der negativen Volksabstimmung nicht beitreten konnte. Durch ein Geflecht bilateraler Abkommen ist die Schweiz aber eng mit der EU verbunden (s. Rn 87). Die Aufgaben der Westeuropäischen Union (WEU)[6] wurden auf die EU übertragen (vgl Art. 36, Art. 42 Abs. 7, Art. 45 EUV), die Verträge der Mitgliedstaaten mit der WEU wurden zum 30.6.2011 gekündigt[7].



II. Recht der Europäischen Union
2

Das Recht der Europäischen Union unterteilt sich in das sog. primäre und das sog. sekundäre bzw abgeleitete Unionsrecht. Die Unterscheidung zwischen Gemeinschaftsrecht und Unionsrecht ist seit der Rechtsnachfolge der EG in der EU (Art. 1 Abs. 3 S. 3 EUV) überholt, ungeachtet der Besonderheiten der GASP (vgl Art. 40 EUV; s. Rn 1340).


3

Zum primären Unionsrecht gehören seit dem Vertrag von Lissabon der Vertrag über die Europäische Union (EUV) und der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV), die als „Grundlage der Union“ rechtlich gleichrangig sind (Art. 1 Abs. 3 S. 1 und 2 EUV), einschließlich Anlagen und Protokollen (vgl Art. 51 EUV) sowie über die Einbeziehung durch Art. 6 Abs. 1 EUV die Charta der Grundrechte der Europäischen Union. Dieses primäre Unionsrecht entstand und entsteht auch künftig durch völkerrechtliche Verträge zwischen den Mitgliedstaaten (s. Rn 93, 152 f). Zum Primärrecht gehören auch die allgemeinen Rechtsgrundsätze, denen diese Qualität zukommt, insbesondere die darauf basierenden Unionsgrundrechte (Art. 6 Abs. 3 EUV; s. Rn 463). Zur Zuordnung der EMRK nach dem erfolgten Beitritt der EU s. Rn 776. Zur Zuordnung von Verträgen der Union mit Drittstaaten s. Rn 545 ff.


4

Unter sekundärem Unionsrecht versteht man das von den Organen der EU nach Maßgabe der Verträge erlassene Recht. Da sich die Rechtsetzungskompetenz für die EU-Organe aus den Gründungsverträgen, dem Primärrecht, ergibt, nennt man dieses Recht sekundäres oder abgeleitetes Unionsrecht. Art. 288 AEUV unterscheidet Verordnungen, Richtlinien, Beschlüsse, Empfehlungen und Stellungnahmen. Ferner zählen dazu von den Unionsorganen beschlossene allgemeine Programme, schließlich die Verfahrens- und Geschäftsordnungen, die von den Unionsorganen für sich selbst erlassen werden, und interinstitutionelle Vereinbarungen (Art. 295 AEUV), die zwischen den Organen der Union abgeschlossen werden. Von diesen Vereinbarungen sind allerdings Erklärungen, die über das Verhältnis zwischen den Organen hinausgehen, abzugrenzen. So war die (jetzt durch die Grundrechtecharta überholte) gemeinsame Grundrechtserklärung von Rat, Kommission und Europäischem Parlament vom 5.4.1977 (s. Rn 466) dem Primärrecht zuzurechnen. Als tertiäres Unionsrecht kann man die abstrakt-generellen Rechtsakte bezeichnen, die – zumeist von der Kommission – auf der Grundlage sekundärrechtlicher Ermächtigung gesetzt werden, so zB im Bereich des Beihilfen-, des Agrarmarkt- und des Außenwirtschaftsrechts[8].


5

Auch nach dem Vertrag von Lissabon bleiben für die GASP von den bisherigen Handlungsformen des Unionssekundärrechts die allgemeinen Leitlinien, wobei die Aktionen und Standpunkte durch Beschlüsse festgelegt werden und Durchführungsbeschlüsse hinzukommen (vgl Art. 25 EUV gegenüber Art. 12 EUV aF; s. Rn 1345 ff). Die besonderen Handlungsformen der früheren PJZS (insbes. EU-Rahmenbeschlüsse) entfallen durch deren Eingliederung in den AEUV und behalten ihre Bedeutung nur insoweit, als sie noch in Kraft sind (s. Rn 534).


6

Der Verfassungsvertrag wollte das System der Rechtsakte neu ordnen und die Begriffe Europäisches Gesetz (für Verordnung), Europäisches Rahmengesetz (für Richtlinie) und Europäischer Beschluss (für Entscheidung) einführen (vgl Art. I-33 EVV)[9]. Dadurch wäre der gesetzgebende Charakter der europäischen Rechtsetzung deutlicher geworden. Wohl auch deshalb wurde im Vertrag von Lissabon im Rahmen des Verzichts auf alle staatsähnlichen Elemente auch davon ausdrücklich Abstand genommen[10]. Da auch der Vertrag von Lissabon zu einer einheitlichen Europäischen Union führt, sieht Kapitel 2 Abschnitt 1 (Art. 288–292) AEUV einheitliche „Rechtsakte der Union“ vor (ungeachtet der Besonderheiten der GASP, s. Rn 5), und zwar Verordnungen, Richtlinien, Beschlüsse (an Stelle der Entscheidungen gemäß ex-Art. 249 Abs. 4 EGV sowie der Beschlüsse gemäß dem bisherigen EUV, vgl Rn 522 ff), Empfehlungen und Stellungnahmen (Art. 288 Abs. 1 AEUV) (s. dazu Rn 530 ff). Die grundlegende Unterscheidung zwischen Primärrecht und abgeleitetem Recht bleibt erhalten. Der Erlass von „Tertiärrecht“ wird in Art. 290 und Art. 291 AEUV speziell und präziser geregelt (s. dazu Rn 574 ff).


7

Daneben gibt es als ungeschriebenes Unionsrecht allgemeine Rechtsgrundsätze, die je nach ihrer inhaltlichen Qualität dem Primär- oder dem Sekundärrecht zuzurechnen sind (vgl Rn 463), und (rudimentär) Gewohnheitsrecht.
Beispiel:
Entgegen dem Wortlaut des Art. 16 Abs. 2 EUV werden auch Staatssekretäre unabhängig von ihrer innerstaatlichen Rechtsstellung als Regierungsmitglieder im Rat angesehen.



8

In der Lehre wird zwischen institutionellem und materiellem Unionsrecht unterschieden. Unter institutionellem Unionsrecht versteht man die Normen, die die Organstruktur und damit den institutionellen Aufbau der Union regeln. Dies ist ein spezifischer Gegenstand des Gebietes Europarecht, da er die einzelnen Materien übergreift. Dem Regelungsgegenstand nach ähnelt das institutionelle Unionsrecht damit dem Staatsorganisationsrecht, wenngleich die EU zwar Staatsfunktionen, aber keine Staatsqualität aufweist. Unter materiellem Unionsrecht versteht man die Normen, die die sachlichen Zielsetzungen der Union betreffen. Das materielle Unionsrecht bestimmt wegen der zunehmenden Durchdringung der nationalen Rechtsordnungen durch unionsrechtliche Vorgaben die Spezialdisziplinen (zB Wettbewerbsrecht, Kartellrecht, Wirtschaftsrecht, Sozialrecht, Arbeitsrecht, Umweltrecht, mittlerweile auch allgemeines Zivilrecht, zunehmend auch das Strafrecht).




§ 2 Entwicklung und Stand der Europäischen Integration

I. Grundlagen der Europaidee
9

Die Herkunft des Namens „Europa“ ist letztlich nicht geklärt[1]. Er bezeichnete etwa seit den Perserkriegen das ganze griechische Festland, wobei der Begriff nicht nur geographisch verstanden, sondern bereits mit ideellen Inhalten verbunden wurde. Durch das Römische Reich erweiterte sich der Begriff auf die mediterrane Welt, später auf die westliche Hälfte des nordalpinen Gebietes, als Ergebnis der sog. Völkerwanderung auch auf Germanien. Durch die Verbindung des fränkischen Königtums mit der römischen Kirche wurde der Grund gelegt für eine Erneuerung des Reiches im Zeichen des Christentums. Das karolingische Reich, das in ständiger Spannung mit dem Papsttum das mittelalterliche Europa begründete, stellte keine politische Einheit, sondern eine in ihren Formen und Inhalten wechselnde Vielheit dar. Die fränkisch-römische Reichsgründung Karls des Großen und ihre Fortsetzung unter den salischen und staufischen Kaisern ist die erste Europa zusammenhaltende Kraft gewesen, ein Reich, das den Kern Europas darstellte, sich aber nie mit ihm (weitgehend aber mit der ursprünglichen Gemeinschaft der sechs Gründungsstaaten) deckte. Sieht man jedoch in der Vielheit die eigentliche Beschaffenheit des Phänomens Europa, muss man nicht in der Begründung des karolingischen Reiches, sondern in seiner Auflösung das entscheidende Moment finden. Denn erst in der nachkarolingischen Zeit trat die Vielfalt Europas als ein Wesensmerkmal der europäischen Gesellschaft hervor, eine Vielfalt, die sich in den zur Souveränität drängenden National- und Dynastiestaaten verkörperte. Diese Vielfalt zeigte sich in den zu großer Literatur aufsteigenden Volkssprachen und in den sich mehr und mehr differenzierenden nationalen Kulturen. In der Neuzeit ging die Idee einer universalstaatlichen Ordnung, einer abendländischen Einheit sowohl im politischen Sinne des Reiches sowie – seit der Kirchenspaltung – der römischen Kirche, zwar nie ganz verloren, büßte aber ihre Effektivität ein und wurde ersetzt durch die Vorstellung von der Einheit einer Völkergemeinschaft, die im ius gentium, dh ius inter gentes, eine naturrechtliche Gesamtverfassung erhielt (Völkerrecht). Diese Vielheit wurde durch die Herausbildung souveräner Nationalstaaten besonders betont.
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Wenngleich man Europa zutreffend als Einheit in der Vielfalt (Jacob Burckhardt: „Discordia concors“) beschreiben konnte[2], hat es doch nie an Versuchen gefehlt, Modelle für eine europäische Integration zu entwickeln. Idealistischen Vorstellungen stehen dabei Projekte gegenüber, die sich als mehr oder weniger gut getarnte Mittel zur Verfolgung eigener Zwecke erwiesen, eine Kombination, die auch modernen Integrationsformen nicht fremd ist. Dabei lassen sich Zweck- und Zielvorstellungen im Hinblick auf ein integriertes Europa feststellen, die sich zwar in wechselnden Formen und Konstellationen herausbildeten, aber doch auf einen Nenner gebracht werden können und auch heute noch Grundlagen des Europagedankens sind: Der Gedanke der Friedenssicherung, der von Projekten, hinter denen in erster Linie Eigeninteressen standen (Wiedergewinnung des Heiligen Landes; Abwehr der Türkengefahr, worin allerdings zeitweise ein wenigstens Teile Europas umfassendes Bündnis gesehen werden kann), bis hin zu Immanuel Kants „Zum ewigen Frieden“ (1795) und Victor Hugos Vision von den „Vereinigten Staaten von Europa“ (1849) reicht; der Gedanke der Supranationalität, auf dem Gewaltverbot und dem Prinzip der kollektiven Sicherheit aufbauend einen europäischen Bund mit eigenen Organen, nämlich einem Gericht mit obligatorischer Zuständigkeit und einer zu Mehrheitsbeschlüssen befugten Versammlung zu schaffen; der Gedanke der Freiheit von Handel und Verkehr, die ihrerseits nur in einem Europa des Friedens gedeihen konnten (im 19. Jahrhundert führte der Denkansatz, die europäische Integration weniger durch Souveränitätseinschränkungen der Träger der Staatsgewalt, sondern vielmehr durch die Zusammenarbeit der auf europäischer Ebene zusammengeschlossenen Berufsverbände zu fördern und dadurch die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse in Europa zu verbessern, zu einer gegenläufigen Entwicklung von wirtschaftlicher und politischer Zusammenarbeit – wirtschaftliche Kooperation als technisch bedingte Notwendigkeit ohne politische Integration); der Gedanke der Machterhaltung Europas, dessen Vorrangstellung (wie die Geschichte zeigte, zutreffend) als durch die neuen Großmächte Russland (Sowjetunion) und die Vereinigten Staaten von Amerika bedroht und nur durch einen europäischen Bund haltbar gesehen wurde.



II. Die Europaidee im 20. Jahrhundert

1. Bis zum Zweiten Weltkrieg
11

Der Europagedanke, wie er vom Mittelalter bis ins 19. Jahrhundert in vielen Schattierungen entwickelt wurde, ist im Ersten Weltkrieg untergegangen. Nach der verfehlten, weil mehr auf die Niederhaltung der Besiegten als auf eine dauerhafte Aussöhnung der Kriegsgegner angelegten Neuordnung durch die Pariser Vorortverträge von 1919/20 entstand eine neue Europabewegung. Von politischer Seite wurde zunächst vor allem eine engere Zusammenarbeit der europäischen Staaten im Rahmen der weltweiten Organisation des Völkerbundes erstrebt. Zwar zunächst nicht praktisch, aber ideengeschichtlich am bedeutsamsten ist der Europaplan des französischen Außenministers Aristide Briand, der zwar auch von französischem Eigeninteresse getragen war, aber darüber sicher hinausging. Der von ihm angestrebte europäische Bund sollte elastisch genug sein, um die Unabhängigkeit und die nationale Souveränität jedes Staates zu wahren. Aber gerade dies war der neuralgische Punkt jeder europäischen Neuordnung. Kein Staat war bereit, Souveränitätsrechte abzugeben. Obwohl die Bedrohung und der Verlust nationaler Selbstbestimmung für die meisten europäischen Völker vor der Tür standen, überragte in der Zwischenkriegszeit die Nationalstaatsidee in der Wertordnung weit die Europaidee. Selbst Vorschläge, die die Souveränität der europäischen Staaten unangetastet lassen wollten, wie das Briand-Memorandum, hatten keine Chance. Von privater Seite erstrebten Graf Richard Coudenhove-Kalergi und die von ihm gegründete Paneuropäische Bewegung die Schaffung der „Vereinigten Staaten von Europa“ nach dem Vorbild der Vereinigten Staaten von Amerika ohne Großbritannien und Sowjetunion. Die Paneuropa-Bewegung fand erheblichen Anklang. In seiner Zielsetzung der Friedenserhaltung war der europäische Gedanke aber bereits jetzt überholt durch die Idee, für die ganze Welt eine Friedenspolitik zu ermöglichen. Von Europa allein konnte die Steuerung der weltpolitischen Geschicke nicht mehr gewagt werden. Der Erste Weltkrieg, als europäischer Krieg begonnen, ist durch die Vereinigten Staaten von Amerika entschieden worden. Von diesen ging auch der Plan aus, nicht eine neue europäische Ordnung, sondern eine neue Weltordnung zu schaffen, was zur Gründung des Völkerbundes führte. Der universelle Charakter dieses Völkerbundes wurde indessen von Beginn an dadurch eingeschränkt, dass die USA ihm nicht beitraten. Obwohl der Völkerbund seiner Intention nach eine Weltorganisation mit mehrheitlich nichteuropäischen Mitgliedstaaten war und ihm niemals gleichzeitig alle europäischen Großmächte angehörten, hatte seine mangelnde Universalität für die innere Struktur ein Überwiegen der alten europäischen Führungsmächte zur Folge. Im politischen Bewusstsein der Zeit galt der Völkerbund trotz seiner Verwicklung in außereuropäische Konflikte in erster Linie als europäische Organisation. Er hat zweifellos zur Schwächung des Willens beigetragen, zusätzlich eine besondere europäische Staatenvereinigung zu schaffen. Neben der Überbetonung der Souveränität erklärt auch dies das Scheitern des Briand-Memorandums.



2. Nach dem Zweiten Weltkrieg
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Der Ausgang des Zweiten Weltkrieges hatte eine grundlegende Änderung der Kräfteverhältnisse in Europa zur Folge. Die eigentlichen Sieger waren die USA und die Sowjetunion. Auf Grund ihrer militärischen Überlegenheit beanspruchten sie, über die Teilung Deutschlands und das weitere Schicksal Europas zu entscheiden. Geschwächt durch den Ersten Weltkrieg, die Weltwirtschaftskrise und den Zweiten Weltkrieg büßten die europäischen Großmächte ihre weltpolitische Vormachtstellung ein. Nicht nur Deutschland, ganz Europa war der wirkliche Verlierer des Zweiten Weltkrieges. Den europäischen Staaten stellten sich folglich zwei Aufgaben: kriegerische Auseinandersetzungen zu verhindern und gemeinsam den politischen Einfluss in der Welt wiederzuerlangen.
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Auf privater Ebene überdauerte die Paneuropäische Bewegung die durch die Machtergreifung Hitlers und den Zweiten Weltkrieg entstandene Zäsur und mündete in die europäischen Einigungsbewegungen der Nachkriegszeit ein (Europa-Union in den einzelnen Staaten, Europäische Union der Föderalisten, Europäische Parlamentarierunion, Europäische Bewegung – seit 1948 die maßgebliche Dachorganisation für die verschiedenen Europaverbände). Als politischer Anstoß für eine Einigung Europas wird häufig die Zürcher Rede Winston Churchills vom 19. September 1946 zu einer „Neugründung der Europäischen Familie“ genannt. Churchill erkannte richtig das Erfordernis einer Partnerschaft zwischen Deutschland und Frankreich, sah Großbritannien aber – vielleicht weil er das Ende seiner Weltmachtposition noch nicht klar erkannte – noch in einer besonderen Rolle als „Freund und Förderer“ wie die USA. Zu den Gründen Wiederaufbau, Überwindung der totalitären Ideologien Faschismus/Nationalsozialismus und Wiedergewinnung einer eigenständigen Bedeutung kam als neuer Faktor der sich bereits unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg abzeichnende Ost-West-Konflikt hinzu, der dazu führte, dass die Verwirklichung der Europapläne in West- und Osteuropa getrennt verlief, der aber zugleich die westeuropäische Integration durch ein gemeinsames Abwehrziel förderte.
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Von den westeuropäischen Zusammenschlüssen sind im allgemeinpolitischen Bereich der Europarat mit dem Rechtsschutzsystem der EMRK (s. Rn 81 ff), im militärischen Bereich die Westeuropäische Union (WEU)[3], der Nordatlantikpakt (NATO)[4] und die gescheiterte Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVG) sowie im wirtschaftlichen Bereich die Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zusammenarbeit (OEEC), seit 1960 Organisation für Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)[5], die Europäische Freihandelsassoziation (EFTA) und schließlich die Europäischen Gemeinschaften zu nennen.
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In Osteuropa wurden als Militärbündnis der Warschauer Pakt, als wirtschaftliche Organisationen der Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RgW, COMECON) sowie eine Anzahl von speziellen, dem planwirtschaftlichen System entsprechenden Organisationen gegründet. Als einzige systemübergreifende Einrichtung bestand seit 1975 der Mechanismus der Schlussakte der Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE), die seit 1.1.1995 in „Organisation über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“ (OSZE) umbenannt ist[6]. Die Umwälzungen des Jahres 1990 haben zur Auflösung der osteuropäischen Organisationen geführt, während die OSZE eine gesamteuropäische Perspektive eröffnen sollte (s. Rn 76 f, 84 ff).
Literatur:
Böttcher, W. (Hrsg.), Klassiker des europäischen Denkens. Friedens- und Europavorstellungen aus 700 Jahren europäischer Kulturgeschichte, 2014; Davies, N., Europe. A History, 1996; Isensee, J., Europa – die politische Erfindung eines Erdteils, in: ders., Europa als politische Idee und als rechtliche Form, 2. Aufl. 1994; Kadelbach (Hrsg.), Europa als kulturelle Idee, 2010; Koschaker, P., Europa und das römische Recht, 4. Aufl. 1966, S. 1 ff; Kuschnick, M., Integration in Staatenverbindungen. Vom 19. Jahrhundert bis zur EU nach dem Vertrag von Amsterdam, 1999; Lohse, W.C./Mittelmeier, J. (Hrsg.), Europas Ursprung. Mythologie und Moderne, 2007; Oppermann/Classen/Nettesheim, Europarecht, 9. Aufl. 2021, § 1; Schmale, W., Geschichte Europas, 2000; Schweitzer/Hummer, Europarecht, 5. Aufl. 1996, Rn 22–35.




III. Die Europäischen Gemeinschaften und die Europäische Union

1. Die Europäische Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS)
16

Der auf dem Haager Kongress des „Internationalen Komitees der Bewegung für die Einheit Europas“ 1948 erhobenen Forderung, eine wirtschaftliche und politische Union zu schaffen, die allen Völkern Europas offen stehen solle, die unter einem demokratischen System leben und sich verpflichten, eine Charta der Menschenrechte zu achten, wurde mit der Gründung des Europarats am 5. Mai (daher „Europatag“)[7] 1949 nur sehr bedingt entsprochen. Immerhin gelang damit eine institutionalisierte Form der Kooperation und mit der EMRK die Errichtung eines übernational kontrollierten Menschenrechtsschutzsystems. Insoweit bestand eine Homogenität zwischen den bald das ganze Westeuropa umfassenden Mitgliedstaaten, die für ein im wirtschaftlichen, militärischen oder gar politischen Bereich substanziell über herkömmliche Staatenverbindungen hinausgehendes Vereintes Europa noch fehlte (zB Großbritanniens Orientierung am Commonwealth, Neutralität Schwedens, Österreichs und der Schweiz).
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Die Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen ihrer Aufgabe als Friedensgarant kaum nachkommen können würden, die sich abzeichnende Spaltung der Welt und Europas im Rahmen des Ost-West-Gegensatzes, die Notwendigkeit des Wiederaufbaus Deutschlands und seiner „Einbindung“ (in einem doppelten Sinne: einerseits Einbeziehung, dh Wiederaufnahme, andererseits Kontrolle über Deutschland) führten neben speziellen eigenen Wirtschaftsinteressen zum bahnbrechenden, so kurz nach dem Kriege auch gewagten Plan des französischen Außenministers Robert Schuman (entwickelt von seinem Mitarbeiter Jean Monnet), die Produktion von Kohle und Stahl (damals Schlüsselindustrien) Frankreichs und Deutschlands sowie weiterer beitrittswilliger Staaten zusammenzulegen und einem supranationalen, dh von den Nationalstaaten unabhängigen, Organ zu unterstellen. Damit werde zugleich eine „erste Etappe der Europäischen Föderation“ sichergestellt und die Grundlage einer „viel größeren und tieferen Gemeinschaft“ geschaffen. Deutschland (Adenauer), Italien (De Gasperi) und die Beneluxstaaten nahmen in der Erkenntnis, dass ihre jeweiligen eigenen Interessen in einer Gemeinschaft besser verfolgt werden können, das Angebot an. Am 18.4.1951 wurde der Vertrag zur Gründung der EGKS unterzeichnet, am 23.7.1952 trat er in Kraft. Seine Geltungsdauer war von vornherein auf 50 Jahre festgelegt, sodass die EGKS mit dem 23.7.2002 zu existieren aufgehört hat[8].
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Da Art. XXIV Abs. 8 des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens (GATT)[9] nur Gesamtintegrationen (= grundsätzlich alle Produkte) zulässt, bedurfte die EGKS als Teilintegration (Kohle, Stahl, Eisen und Schrott) einer Ausnahmebewilligung („Waiver“) gemäß Art. XXV Abs. 5 GATT[10].



2. Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die Europäische Atomgemeinschaft (EAG)
19

Dem Ansatz Schumans folgend wurden nach der Gründung der EGKS ehrgeizige Versuche zu einer weite Gebiete umfassenden Integration unternommen. Am konkretesten fortgeschritten war bereits das Projekt einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG), das in der Bundesrepublik Deutschland zu schweren innenpolitischen Auseinandersetzungen („Kampf um den Wehrbeitrag“) führte und 1954 in der französischen Nationalversammlung scheiterte. Mit dieser EVG eng verknüpft war der Entwurf der Satzung einer Europäischen Politischen Gemeinschaft (EPG), die die Integration von EGKS und EVG sowie weitere Kompetenzen im Wirtschaftsbereich vorsah, die Außenpolitik dagegen noch ausklammerte. Mit dem Scheitern der EVG war auch ihr Schicksal besiegelt.
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Damit war klar, dass eine politische Integration in Europa nur schrittweise zu erreichen war, und man konzentrierte sich auf die wirtschaftliche Integration, in der Hoffnung, dass diese eine politische Integration nach sich ziehen werde (funktionalistischer Ansatz, „Spill-over-Effekt“). Aus Gründen des Weltwirtschaftsrechts, nämlich der Meistbegünstigungsklausel des GATT, wonach Zollzugeständnisse zwischen einzelnen Mitgliedern des GATT automatisch allen anderen zugutekommen, konnte auf europäischer Ebene eine weitgehende Liberalisierung nur über eine Zollunion erreicht werden, da nach Art. XXIV Abs. 8 des GATT Zollunionen als regionale Präferenzzonen unter Befreiung von der Meistbegünstigungsklausel erlaubt sind, soweit sie grundsätzlich alle Produkte umfassen. Dies und die Mitte der 50er-Jahre aufkommende Bestrebung, die Energieprobleme durch Kernenergie zu lösen, was sowohl aus ökonomischen als auch aus sicherheitspolitischen Gründen nur auf europäischer Ebene verantwortbar erschien, führte 1955 zur Konferenz von Messina, die einen Ausschuss einsetzte, der Pläne für einen Gemeinsamen Markt und für eine Atomgemeinschaft ausarbeiten sollte (Leitung: P.H. Spaak). Auf deren Grundlage wurden die Vertragstexte von EWG und EAG ausgearbeitet und am 25.3.1957 in Rom unterzeichnet. Die Römischen Verträge sind am 1.1.1958 in Kraft getreten.



3. Überblick über die Reformen der Europäischen Gemeinschaften –  Die Europäische Union
21

Die Europäischen Gemeinschaften waren von Anfang an Gegenstand weitreichender Reformpläne, die zum Teil von außen herangetragen, größtenteils aber im Auftrag der Gemeinschaftsorgane selbst entwickelt wurden. Sie reichen von grundlegenden Strukturänderungen über Reformen des bestehenden institutionellen Systems bis hin zu bloßen Verbesserungen der Arbeitsweise der Institutionen. Daneben wurden Kompetenzausweitungen bzw -klarstellungen initiiert. Die Pläne konnten teilweise und nur zögerlich realisiert werden, wobei bei manchen Initiativen zu beobachten ist, dass sie zwar auf andere Weise, letztlich aber doch zumindest mit partiellem Erfolg verwirklicht wurden.



a) Reform des institutionellen Systems der Gemeinschaften
22

Die EGKS war, wie es auch in dem durch den Fusionsvertrag (FusV, s. Rn 273) gestrichenen Art. 9 aF EGKSV expressis verbis zum Ausdruck kam, supranational dahingehend, dass die Hohe Behörde (= gem. Art. 9 Abs. 1 S. 2 FusV aF, später Art. 7 EGKSV: Kommission) das Hauptrechtsetzungsorgan war. EAG und EG waren dagegen anders, nämlich insoweit ähnlich wie internationale Organisationen im Allgemeinen, strukturiert. Hauptrechtssetzungsorgan war (und ist neben dem Europäischen Parlament bis heute) der Rat (s. Rn 352), der sich aus Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaaten zusammensetzt, während der Kommission neben Durchführungsbefugnissen die Aufgabe der Initiative, dh des Ingangsetzens der Integration, und der Kontrolle, dh des Inganghaltens der Integration, zukommt (s. Rn 401). Das Europäische Parlament, das in den Gründungsverträgen „Die Versammlung“ hieß und erst seit der Einheitlichen Europäischen Akte auf vertraglicher Grundlage so heißt (vgl Art. 3 EEA), soll eine demokratische Repräsentation der Völker der Mitgliedstaaten auf Gemeinschaftsebene (vgl Art. 189 EGV) bzw jetzt der „Unionsbürgerinnen und Unionsbürger“ auf Unionsebene (Art. 14 Abs. 2 EUV) gewährleisten. Zum Ausgleich für eine derartige sog. „Exekutivmacht“ ohne (zumindest damals) hinreichende demokratische Kontrolle auf Gemeinschaftsebene bzw jetzt Unionsebene wurde die Einrichtung eines Gerichtshofs für unerlässlich gehalten, dem die weite Befugnis übertragen wurde, über die Wahrung des Rechts bei der Ausführung des Gemeinschaftsrechts bzw jetzt des Unionsrechts zu wachen (vgl Art. 220 EGV; Art. 19 Abs. 1 UAbs. 1 S. 2 EUV).


23

Die Pläne zu institutionellen Reformen der Gemeinschaften verfolgten von Anfang an vor allem folgende Ziele:
	1.
	Stärkung der Rolle des Europäischen Parlaments (Mitgesetzgeber; „Investitur“ der Kommission);

	2.
	Verbesserung des Entscheidungsverfahrens im Rat (Mehrheitsabstimmung);

	3.
	Steigerung der Effizienz der Arbeitsweise der Kommission (Komitologie).
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Die Stärkung der Rolle des Europäischen Parlaments (EP) wurde vor allem von diesem selbst gefordert. Grundlegend war die Entschließung vom 27.6.1963[11], in der es ein Mitentscheidungsrecht bei der Gesetzgebung und bei der Ernennung der Kommission, ein Recht zur „Ratifizierung“ internationaler Abkommen sowie verstärkte Haushaltsbefugnisse verlangte. Die Reformberichte unterstützten dies teilweise: Der Vedel-Bericht (1972)[12] forderte eine parlamentarische Mitentscheidung dahingehend, dass Entscheidungen des Rates nicht ohne Zustimmung des Parlaments in Kraft treten können. Der Marjolin-Bericht zur Wirtschafts- und Währungsunion (1975)[13] forderte ein unmittelbar gewähltes Parlament mit echten gesetzgeberischen Befugnissen. Seit 1972 gehört die Bekräftigung, die Kontrollrechte des Parlaments zu verstärken, zum ständigen Repertoire von Erklärungen des Rates zu institutionellen Fragen. Tragweite und Ernsthaftigkeit solcher Forderungen lassen sich an den tatsächlich ergriffenen Maßnahmen, zu denen die Initiative von den Regierungen ausgehen muss, ablesen. Bis hin zum Maastrichter Unionsvertrag (s. Rn 42) zeigt sich hier eine Diskrepanz. Gleichwohl wurde die Rechtsstellung des EP erheblich ausgebaut. Hervorzuheben sind insbesondere die 1975 eingeführte Beteiligung am Haushaltsverfahren, die Übung, das Parlament auch in nicht zwingend vorgeschriebenen Fällen zu hören (fakultative Anhörung), das Fragerecht gegenüber Rat und Kommission, die durch den Vertrag von Maastricht eingeführte und seither verstärkte, zudem vom EP extensiv genutzte Beteiligung an der Besetzung der Kommission (s. dazu Rn 397), die Beteiligung an bestimmten völkerrechtlichen Verträgen der Gemeinschaften bzw Union sowie schließlich die Beteiligung an der Gesetzgebung durch das Verfahren der Zusammenarbeit, das die Einheitliche Europäische Akte eingeführt hat, und das durch den Unionsvertrag eingeführte Verfahren der Mitentscheidung, das im Amsterdamer Vertrag noch verstärkt wurde und durch den Vertrag von Lissabon zum „ordentlichen Gesetzgebungsverfahren“ (Art. 289 Abs. 1, Art. 294 AEUV) und damit zum Regelverfahren erklärt wurde. Seit 1979 wird das EP direkt gewählt, wobei jedoch bis jetzt trotz gewissen Vereinheitlichungen (insbesondere Verhältniswahlrecht)[14] kein einheitliches Wahlverfahren zustande gekommen ist, obwohl das EP dafür das (einzige) Initiativrecht hat (vgl Art. 223 Abs. 1 AEUV). Eine noch weiter gehende Übertragung echter Legislativbefugnisse auf das EP kann allerdings nicht ohne weiteres bejaht werden (s. Rn 388). Der Beitritt von 13 neuen Mitgliedstaaten zum 1.5.2004 bzw 1.1.2007 und 1.7.2013 erschwert den Erhalt (bzw überhaupt erst die Herstellung) annähernd angemessener (dh proportionaler) Repräsentation zusätzlich. Der Vertrag von Lissabon legt als Höchstzahl 750 Abgeordnete zuzüglich des Präsidenten[15] fest und bekennt sich jetzt ausdrücklich zum Prinzip der degressiven Proportionalität (Art. 14 Abs. 2 S. 2 und 3 EUV), das durch die Einführung eines demographischen Faktors bei der Beschlussfassung im Rat austariert werden soll (s. Rn 365).
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Die Zusammensetzung des Rates aus Staatenvertretern brachte eine gewisse Schwerfälligkeit des Entscheidungsverfahrens mit sich, weil diese im Gegensatz zur Kommission nicht nur dem Unionsrecht, sondern auch dem nationalen Recht verpflichtet sind und auch nationale Interessen vertreten dürfen, solange sie ihrer Verpflichtung aus Art. 4 Abs. 3 EUV (Art. 10 EGV) nachkommen, das Unionsinteresse zu wahren und zu fördern (s. Rn 389). Zwar sah bereits der EWGV von 1957 mit Ablauf der einzelnen Stufen der Übergangszeit Mehrheitsentscheidungen vor (vgl zB Art. 43 Abs. 2 UAbs. 3 aF EGV). Dies wurde jedoch durch die sog. Luxemburger Vereinbarung vom 29.1.1966 praktisch außer Kraft gesetzt, wonach gegen den Willen eines Mitgliedstaates keine Mehrheitsentscheidungen mehr zu Stande kamen (s. Rn 370 ff). Die Berichte zur Reform des institutionellen Systems der Gemeinschaften (insbes. Bericht der Drei Weisen, 1979) bemühten sich daher, eine Forderung des Europäischen Rates vom Pariser Gipfel 1974 aufgreifend, um eine Verbesserung des Beschlussverfahrens im Rat. Erst seit Mitte der 80er-Jahre kommt es aber auch in gewichtigen Bereichen zunehmend zu Mehrheitsentscheidungen, wofür Art. 11 der Geschäftsordnung des Rates (vgl Rn 377) institutionelle Vorkehrungen trifft. Durch den Vertrag von Nizza und erweitert durch den Vertrag von Lissabon wurden die Mehrheitsentscheidungen auf fast alle Regelungsgegenstände des EGV ausgedehnt; mit Ausnahme von als (zumindest von einzelnen Mitgliedstaaten) besonders sensibel empfundenen Bereichen (vgl Rn 375). Bei Mehrheitsentscheidungen musste, wenn ein Mitgliedstaat diese Nachprüfung forderte, seit 1.1.2005 die qualifizierte Mehrheit der gewichteten Stimmen zusätzlich 62 % der Gesamtbevölkerung umfassen (galt gem. Art. 16 Abs. 5 EUV iVm Art. 3 Abs. 3 Protokoll Nr 36 bis 31.10.2014). Seit dem 1.11.2014 (mit Übergangsbestimmungen bis 31.3.2017) müssen generell als „demographisches“ Quorum 65 % der Bevölkerung der EU neben 55 % der Mitglieder des Rates, gebildet aus mindestens 15 Mitgliedern (Art. 16 Abs. 4 UAbs. 1, Abs. 5 EUV) erreicht werden.
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Interne Reformen der Kommission hatte insbesondere der Spierenburg-Bericht (1979) im Auge. Ihre Rolle wurde durch die Einheitliche Europäische Akte vor allem mit der Ausweitung der Übertragung von Durchführungsbefugnissen gestärkt (zur weiteren Stärkung durch den Vertrag von Lissabon s. Rn 574 ff). Den Herausforderungen, die die Erweiterung der Europäischen Union auf bis zu 27 Mitgliedstaaten an die Arbeitsfähigkeit der Kommission stellt, versuchte der Vertrag von Nizza dadurch zu begegnen, dass nach (zum 1.1.2007 erfolgten) Erreichen dieser Mitgliederzahl die Zahl der Kommissionsmitglieder vom Rat einstimmig festgesetzt wird. Sie sollte unter der Zahl der Mitgliedstaaten liegen und die Kommissionsmitglieder sollten auf der Grundlage einer gleichberechtigten Rotation ausgewählt werden. Dies wurde vom Vertrag von Lissabon aufgegriffen (vgl Art. 17 Abs. 4 und 5 EUV: zwei Drittel der Zahl der jetzt 27 Mitgliedstaaten, also derzeit 18 Kommissare), allerdings wegen Irland anlässlich des erforderlichen zweiten Referendums zum Vertrag von Lissabon gegebene Zusicherungen dahingehend unterlaufen, dass der Europäische Rat gemäß Art. 17 Abs. 5 UAbs. 1 EUV „einstimmig eine Änderung dieser Anzahl beschließt“[16]. Dies ist auch erfolgt[17]. Dies läuft zwar der Intention der Vorschrift zuwider, lässt sich aber – anders als die Bestimmung des Vertrags von Nizza – mit ihrem Wortlaut vereinbaren. Die Rolle des Kommissionspräsidenten wurde weiter gestärkt (s. Rn 398).



b) Europäische Politische Union
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Neben der erfolgten Ausdehnung des EGKS-Modells auf die Bereiche der EWG und der EAG dachte man sehr bald daran, die Europäischen Gemeinschaften zu einem Verband neuer Rechtsqualität durch eine völlige Neugestaltung der innerhalb und außerhalb der Gemeinschaften bestehenden Beziehungen zwischen den Mitgliedstaaten zu machen. Diesem Projekt wurde der Name „Europäische Union“ oder „Europäische Politische Union“ oder „Politische Union“ gegeben. Die Projekte zielten zum Teil auf generelle, dh auf die gesamten Gemeinschaften bezogene (zB Fouchet-Plan, 1961), oder partielle, dh auf die zu den bestehenden Gemeinschaften hinzutretenden Bereiche beschränkte (zB Davignon-Bericht, 1970)[18], auf intergouvernementale, zum Teil auch supranationale (zB EPG, 1953) Strukturen. 1984 legte das Europäische Parlament einen Entwurf für einen Vertrag zur Gründung der Europäischen Union vor[19].
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Durchgesetzt haben sich diejenigen Konzeptionen, die eine Ergänzung der Integration im Wege der Gründungsverträge durch eine institutionalisierte Zusammenarbeit in den Bereichen außerhalb dieser Verträge (EPZ, s. Rn 30 ff) und eine Verklammerung beider Bereiche vorsahen[20], mit der Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) vom 28.2.1986 (s. Rn 35 f). Diese gab in Art. 1 Abs. 1 die „Europäische Union“ als Ziel vor.
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Diese „Europäische Union“ wurde mit dem sog. Unionsvertrag von Maastricht (s. Rn 37 ff), der am 1.11.1993 in Kraft getreten ist, gegründet. Während dadurch im Bereich der Wirtschafts- und Währungsunion tatsächlich eine (allerdings differenzierte) Integration stattfindet, blieben die Bereiche Außen- und Sicherheitspolitik und innere Sicherheit in der Sache nach wie vor dem Kooperationsmodell verhaftet. Ferner fehlt eine demokratische Repräsentation, die die Gleichheit der Wahl voraussetzen würde (vgl Rn 50, 388).



c) Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ)
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Seit der Haager Gipfelkonferenz der Staats- und Regierungschefs vom Dezember 1969 bemühten sich diese um eine Angleichung der Außenpolitik der Mitgliedstaaten in einem politischen Kooperationsverfahren. Zunächst wurde erkannt, dass der wirtschaftliche Integrationsprozess ein Mindestmaß an Übereinstimmung in der Außenpolitik erfordert, da in der gemeinsamen Handelspolitik (Art. 207 AEUV) gegenüber Drittstaaten einheitlich aufgetreten werden muss. Später wurde in immer mehr Bereichen gesehen, dass Fortschritte im Binnenbereich ein gemeinsames Vorgehen nach außen erfordern.
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Beispiele:
Die Abschaffung der Binnengrenzkontrollen muss mit einer gemeinsamen Haltung gegenüber Drittstaaten (Ausländerpolitik, Asylpolitik) einhergehen; Embargo-Maßnahmen: Politischer Beschluss, dass ein Embargo verhängt wird, sodann Embargo-Maßnahmen gemäß Art. 207 AEUV; vgl Art. 215 AEUV. S. Rn 1326 f, 1333.
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Aufbauend auf dem Davignon-Bericht (1970) sollte die Europäische Politische Zusammenarbeit (EPZ) als zwischenstaatlicher Kooperationsmechanismus durch Information und regelmäßige Konsultation zu einer Angleichung der Außenpolitik der Mitgliedstaaten beitragen. Die Pariser Gipfelkonferenz 1974 übertrug diese Aufgabe dem Europäischen Rat. Die Struktur der EPZ wurde im Londoner Bericht der Außenminister (1981) zusammengefasst.
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Die EEA (Rn 35 f) schuf in ihrem Titel III hierfür eine vertragliche Rechtsgrundlage. Danach hatte die EPZ folgende Organe: Präsidentschaft (entsprechend dem Vorsitz im Rat); Politisches Komitee (Beamtenebene, Kontinuität und Vorbereitung der Ministersitzungen); Europäische Korrespondentengruppe (Überwachung der Durchführung der EPZ); Arbeitsgruppen; Sekretariat in Brüssel. Die EEA (vgl Art. 1 Abs. 1) verknüpfte die Europäischen Gemeinschaften und die EPZ (daher auch der Name „Einheitliche Europäische Akte“).
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Die Unterscheidung in die Grundtypen Integration („Vergemeinschaftung“) und Zusammenarbeit („Intergouvernementalität“) blieb auch im Unionsvertrag von Maastricht und seiner Fortentwicklung in Amsterdam und Nizza prinzipiell erhalten (zum Vertrag von Lissabon s. Rn 61). Dies kam bereits in den Bezeichnungen „gemeinsame Politik“ und „Zusammenarbeit“ (der Mitgliedstaaten) zum Ausdruck. Allerdings wurden die „vergemeinschafteten“ und die „intergouvernemental strukturierten“ Bereiche durch einen einheitlichen institutionellen Rahmen und das materielle Kohärenzgebot (vgl Art. 3 EUV aF) verbunden und die Handlungsformen der früheren EPZ verrechtlicht (vgl Rn 48; freilich blieb die Frage der Rechtsnatur der EU strittig, vgl Rn 145). Teilbereiche wurden „vergemeinschaftet“.



d) Einheitliche Europäische Akte (EEA)
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Die EEA[21] geht auf den deutsch-italienischen Entwurf einer „Europäischen Akte“ vom 4.11.1981 (Genscher-Colombo-Plan) zurück, der ein enges Zusammenwirken der Europäischen Gemeinschaften, der EPZ und des Europäischen Parlaments zur Errichtung der Europäischen Union vorsah und der in der feierlichen Deklaration des Europäischen Rates zur Europäischen Union[22] vom 19.6.1983 teilweise umgesetzt wurde. Der Vertragstext nahm aber auch Anstöße des vom Europäischen Parlament vorgelegten Entwurfs eines Vertrages zur Gründung der Europäischen Union vom 14.2.1984 auf. Grundlage für die Mailänder Gipfelkonferenz im Juni 1985 waren schließlich der Dooge-Bericht und das Weißbuch der Kommission an den Europäischen Rat, das einen detaillierten Maßnahmenkatalog und einen genauen Zeitplan für eine Vollendung des Binnenmarktes bis 1992 enthielt (s. eingehend zum Binnenmarktprogramm Rn 985 ff). Gegen die Stimmen Dänemarks, Griechenlands und Großbritanniens wurde die Einberufung einer Regierungskonferenz gemäß Art. 236 EWGV (jetzt Art. 48 Abs. 4 EUV) beschlossen. Am 27./28.2.1986 wurde von den mittlerweile zwölf Mitgliedstaaten der Gemeinschaft (Beitritt Spaniens und Portugals zum 1.1.1986) die EEA unterzeichnet. Wegen einer erfolgreichen gerichtlichen Anfechtung des irischen Zustimmungsgesetzes verzögerte sich das Inkrafttreten der EEA bis zum 1.7.1987. 1993 wurden durch das Inkrafttreten des EUV die Art. 2, Art. 3 Abs. 2 und Titel III EEA aufgehoben (Art. 50 Abs. 2 EUV aF).
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Die EEA stellt zusammen mit dem Unionsvertrag von Maastricht und dem Vertrag von Lissabon (s. Rn 37 ff, 61) die bisher umfassendste Änderung der Gründungsverträge dar: Sie stärkte im institutionellen System die Kommission durch die Erweiterung der Delegationsbefugnisse auf diese und das Europäische Parlament durch die Einbeziehung in den Rechtsetzungsprozess im Verfahren der Zusammenarbeit. Außerdem bezog sie weitere Materien des materiellen Rechts in die Gemeinschaftskompetenz ein (Forschung und Technologie, Umwelt), die allerdings teilweise bereits vorher auf Grund von Art. 235 EWGV (jetzt Art. 352 AEUV) Gegenstand der Gemeinschaftspolitik waren. Sie stellte die bereits vorher institutionalisierte EPZ in den Materien, die nicht dem Anwendungsbereich der Gründungsverträge unterfallen, auf eine völkervertragsrechtliche Grundlage (s. Rn 33) und legte schließlich das Binnenmarktkonzept im EWGV (jetzt Art. 26 AEUV) fest (s. dazu Rn 988).



4. Die Europäische Union

a) Der Vertrag von Maastricht
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Nachdem zunächst streitig war, ob der Binnenmarkt schnellstmöglich durch eine Wirtschafts- und Währungsunion mit gemeinsamer Währung ergänzt werden müsste, setzte sich seit der Tagung des Europäischen Rates vom 27./28.6.1988 in Hannover diese vor allem von Frankreich und der Kommission (Präsident Delors) verfochtene Auffassung durch. Auf der Grundlage des Delors-Berichts (vgl Rn 1145) und entsprechender Beschlüsse des Europäischen Rates auf den Gipfelkonferenzen in Straßburg am 8./9.12.1989 und in Rom am 14./15.12.1990 wurden die Vertragsverhandlungen zur Wirtschafts- und Währungsunion aufgenommen. In der – allerdings nicht einhelligen – Erkenntnis und Forderung, dass eine gemeinsame Währung eine gemeinsame Wirtschaftspolitik, diese aber letztlich eine Politische Union mit einem entsprechenden institutionellen Rahmen bedingt (zur Aktualität dieser Frage s. Rn 1186), wurde der Gegenstand der Vertragsverhandlungen auch auf die Politische Union und dabei sowohl auf neue Entscheidungsverfahren als auch auf neue Entscheidungsmaterien erstreckt. Einbezogen wurde – auch angesichts des unkoordinierten Verhaltens der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaft im sog. ersten Golf-Krieg gegen den Irak 1990/91 – die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik.


38

Angesichts grundsätzlich unterschiedlicher Vorstellungen der Mitgliedstaaten über Wesen und Inhalt der Europäischen Union gestalteten sich die Vertragsverhandlungen erwartungsgemäß schwierig. Wie so oft in der Geschichte der Gemeinschaften bzw Union gelang letztendlich aber doch eine Einigung auf der Tagung des Europäischen Rates am 9./10.12.1991 in Maastricht, die allerdings nur durch deutliche Abstriche bei der Politischen Union zu Stande kam. Am 7.2.1992 wurde der Vertrag über die Europäische Union (EUV)[23] unterzeichnet. Er trat erst nach dem Urteil des BVerfG[24] über die Verfassungsbeschwerden gegen das deutsche Zustimmungsgesetz am 1.11.1993 in Kraft.
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Durch den Maastrichter Vertrag sollte der mit der Gründung der Europäischen Gemeinschaften eingeleitete Prozess der Europäischen Integration „auf eine neue Stufe“ gehoben werden. Die deklaratorische Gründung der „Europäischen Union“ (Art. 1 Abs. 1 EUV aF) allein konnte dies aber nicht bewirken. Entscheidend waren die eingeführten substanziellen Veränderungen sowie für die weitere Entwicklung auch diejenigen Veränderungen, die nur als Zielvorgabe erscheinen. Das Strukturproblem einer großen, eng verbundenen und mit weiten Kompetenzen ausgestatteten Gemeinschaft wurde durch das Postulat einer „immer engeren Union der Völker Europas“, „in der die Entscheidungen möglichst bürgernah getroffen werden“ sollen (Art. 1 Abs. 2 EUV aF), zu lösen versucht. Um dies zu verdeutlichen, wurden das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung (s. dazu Rn 553), das Subsidiaritätsprinzip und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit in der Ausübung der Gemeinschaftskompetenzen (s. dazu Rn 178 f) in Art. 5 EGV (jetzt Art. 5 EUV) ausdrücklich verankert. Bemerkenswert ist in diesem Zusammenhang auch Art. 6 Abs. 3 EUV aF (jetzt Art. 4 Abs. 2 EUV), wonach die Union die nationale Identität ihrer Mitgliedstaaten achtet. Die Europäische Union als „Union von Völkern und von Staaten“ stützt sich auf eine in ihrer strengen Gleichgewichtigkeit neuartige, bundesstaatsbegrifflich nicht erfassbare, doppelte Legitimation über das Europäische Parlament und die nationalen Parlamente, die ihre jeweiligen Regierungen kontrollieren[25] (vgl auch Rn 388 ff).
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Der Maastrichter Vertrag behielt die durch die EEA auf eine vertragliche Grundlage gestellte (vgl Rn 36) Aufteilung der Union auf zwei (bzw drei: EG – GASP – ZBJI/PJZS) Säulen, nämlich die Europäischen Gemeinschaften einerseits und die mit dem Unionsvertrag eingeführten Politiken und Formen der Zusammenarbeit, und deren Verknüpfung bei (vgl Art. 1 Abs. 3, Art. 3 EUV aF); zur Struktur nach dem Vertrag von Lissabon s. Rn 91 f. Die damals drei Gemeinschaften bestanden als Völkerrechtssubjekte fort, während der Union als solcher keine ausdrückliche Völkerrechtsfähigkeit zuerkannt wurde (jetzt durch Art. 47 EUV entschieden, s. Rn 145).
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Die institutionellen Änderungen betrafen zunächst die Verknüpfung von Gemeinschaften sowie den neu eingeführten intergouvernementalen Politiken GASP und ZBJI. Substanziell wurden hinsichtlich der Rolle des Europäischen Rates, des Europäischen Parlaments und der Kommission im Wesentlichen die Bestimmungen der EEA zur EPZ übernommen[26]. Teilweise wurde die bisherige Praxis auf eine vertragliche Grundlage gestellt und damit auch klargestellt bzw geringfügig modifiziert[27]. Dem Europäischen Rat wurden Zuständigkeiten im Rahmen der Europäischen Union insgesamt übertragen (s. Rn 299 ff). Er gibt der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse und legt die allgemeinen politischen Zielvorstellungen für diese Entwicklung fest (Art. 4 Abs. 1 EUV aF; jetzt Art. 15 Abs. 1 S. 1 EUV).
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Eine wesentliche Aufwertung erfuhr das Europäische Parlament. Die bisherigen Rechtsetzungsverfahren der Anhörung und der Zusammenarbeit wurden inhaltlich übernommen (Art. 252 EGV) und durch ein neues Verfahren der Mitentscheidung (Art. 251 EGV; jetzt Art. 294 AEUV) ergänzt (s. Rn 561 ff). Dieses Verfahren machte in seinem Anwendungsbereich das Europäische Parlament tatsächlich zum Mitgesetzgeber. Außerdem erhielt das Parlament das Recht, die Kommission zu Initiativen aufzufordern (s. Rn 339). Ferner brachte der Unionsvertrag ein Petitionsverfahren und einen Bürgerbeauftragten des Europäischen Parlaments. Zudem gelang durch eine neue Sitzverteilung eine Reduktion des durch die deutsche Wiedervereinigung weiter erhöhten Ungleichgewichts in der Vertretung, die auch die Interessen der anderen großen Mitgliedstaaten berücksichtigte.
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Als neues Nebenorgan führte der Unionsvertrag einen Ausschuss der Regionen ein (Art. 263 ff EGV, jetzt Art. 305 AEUV, s. Rn 186). 
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Als redaktionelle Änderung wurden durch den Maastrichter Vertrag Teile des FusV wieder in den EWGV übernommen. Dieser wurde zudem in Vertrag über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV) umbenannt, um klarzustellen, dass sich die Gemeinschaft von einer reinen Wirtschaftsgemeinschaft in Richtung auf eine Politische Union hin entwickelt hat.
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Materiell-rechtlich wies der Maastrichter Vertrag der neu benannten Europäischen Gemeinschaft neue Kompetenzen in verschiedenen Bereichen zu, in denen die EWG vor 1993 zwar schon umfassend tätig war, allerdings mit zweifelhaften Kompetenzgrundlagen (meist Art. 235 EWGV, jetzt Art. 352 AEUV). Darüber hinaus wurden die Titel über die Kompetenzen, in denen die Gemeinschaft nur unterstützend tätig wird, neu gefasst und die Kompetenzen hierdurch teils begrenzt, teils erweitert[28]. Eingefügt wurde zudem ein Titel über die Entwicklungszusammenarbeit mit Drittstaaten, dh Entwicklungsländern (Art. 177–181 EGV; jetzt Art. 208–211 AEUV)[29].
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Kernstück des Vertrags von Maastricht war die Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion durch eine eng koordinierte Wirtschaftspolitik, haushaltswirtschaftliche Vorschriften, die unwiderrufliche Festlegung der Wechselkurse im Hinblick auf die Einführung des Euro als einheitlicher Währung, die Festlegung und Durchführung einer einheitlichen Geld- sowie Wechselkurspolitik, die vorrangig am Ziel der Preisstabilität orientiert ist, und die Schaffung eines Europäischen Systems der Zentralbanken und einer Europäischen Zentralbank (s. Rn 1164 ff).
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In Art. 17 EGV (jetzt Art. 20 AEUV) führte der Maastrichter Vertrag die Unionsbürgerschaft ein, durch die den Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten zusätzliche, nicht vom Gebrauch der Grundfreiheiten des EGV (jetzt AEUV) abhängige Rechte gegenüber den anderen Mitgliedstaaten eingeräumt werden (s. Rn 1025 ff).
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Außerhalb der Europäischen Gemeinschaft schaffte der Maastrichter Vertrag durch die Titel V und VI des EUV die Grundlagen für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP, Art. 11–28 EUV aF – hierbei handelte es sich um eine weitgehende Übernahme der vormaligen EPZ; jetzt Art. 23–46 EUV) sowie die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten in den Bereichen Justiz und Inneres (ZBJI, nach dem Vertrag von Amsterdam PJZS, Art. 29–42 EUV aF; jetzt integriert in den RFSR, Art. 82–89 AEUV, s. Rn 1057 f). Grundsätzlich herrschten hier Koordination, Kooperation und Konsultation vor. In bestimmten Fällen waren jedoch auch rechtlich verbindliche Maßnahmen des Rates vorgesehen (vgl Art. 34 Abs. 2 EUV aF). Diese waren dem vom Gemeinschaftsrecht getrennten Unionssekundärrecht zuzurechnen.



b) Der Vertrag von Amsterdam
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Die in Art. N Abs. 2 EUV/Maastricht vorgesehene Regierungskonferenz zur Überprüfung der Bestimmungen des EUV, für die eine Revision vorgesehen wurde („Maastricht II“), begann im März 1996 in Turin und wurde mit dem Amsterdamer Vertrag vom 2.10.1997[30] abgeschlossen. Er trat am 1.5.1999 in Kraft.
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Durch den Amsterdamer Vertrag wurde das Verfahren der Mitentscheidung erheblich ausgeweitet und im Sinne einer im Wesentlichen gleichwertigen Beteiligung von Rat und Europäischem Parlament reformiert. Das Problem der Ungleichheit der Wahl wurde zwar erkannt (Art. 190 Abs. 2 UAbs. 2 EGV), aber nicht gelöst, sondern durch die „Begrenzung“ der Anzahl der Abgeordneten sogar verschärft (vgl Rn 312). Die Rechte des Europäischen Parlaments wurden sachgerecht verbessert. Eine wirkliche Reform der Institutionen, die vor allem im Hinblick auf die damals bevorstehenden Erweiterungen der EU für erforderlich gehalten wurde, gelang freilich nicht. Es ist bemerkenswert, dass einige Mitgliedstaaten dieses Defizit ausdrücklich zu Protokoll gaben[31]. Auch im Hinblick auf die mit einer erheblichen Ausweitung der Mitgliedstaaten einhergehenden Integrationsprobleme schuf der Amsterdamer Vertrag in einem neuen Titel VII (Art. 43–45 EUV aF) und in Art. 11 EGV die Möglichkeit für eine engere Zusammenarbeit einzelner Mitgliedstaaten (jetzt Art. 20 EUV, Art. 326–334 AEUV). Damit wurde das Konzept eines Europas mehrerer Geschwindigkeiten, das bereits bisher zB in der Sozialpolitik (vgl Rn 1194 ff) und der Währungsunion (vgl Rn 1156 ff) verankert war, allgemein institutionalisiert, allerdings in einer schwer praktikablen und – auch nach der Reform durch den Vertrag von Nizza (s. Rn 54) – bislang noch wenig praktizierten Form[32]. S. zur Verstärkten Zusammenarbeit (VZ) Rn 586 ff.
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Der Amsterdamer Vertrag schuf als neue Institution einen „Hohen Vertreter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik“, der personell mit dem Generalsekretär des Rates identisch war und den Rat in Angelegenheiten der GASP unterstützte (Art. 26 EUV aF; jetzt mit geänderter Funktion in Art. 27 EUV, s. Rn 309). Zu den erheblichen redaktionellen und technischen Änderungen[33] gehörte die vollständige Umnummerierung der Verträge.
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Materiell-inhaltlich war vor allem die „Vergemeinschaftung“ eines wesentlichen Teils des Bereichs Justiz und Inneres, nämlich Visa, Asyl, Einwanderung und anderer Politiken betreffend den freien Personenverkehr, durch Übertragung in die „Erste Säule“ (Titel IV, Art. 61–69 EGV; jetzt Art. 67, Art. 77–79 AEUV) bedeutsam. In der „Dritten Säule“ verblieb die polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (PJZS, Titel VI EUV aF). Diese wurde im Rahmen des Ziels, den Bürgern in einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts ein hohes Maß an Sicherheit zu bieten (Art. 29 Abs. 1 EUV aF; jetzt Art. 67 AEUV), ausgebaut (s. dazu Rn 1048 ff).



c) Der Vertrag von Nizza
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Der Vertrag von Nizza wurde durch die Regierungskonferenz 2000 ausgehandelt, auf dem Gipfel von Nizza vom 7.–11.12.2000 politisch vereinbart und am 26.2.2001 unterzeichnet[34]. Der Ratifikationsprozess erwies sich einmal mehr als schwierig. Die Iren hatten dem Vertrag in einem ersten Referendum ihre Zustimmung überraschend versagt. Nach einem zweiten, positiven Referendum konnte der Vertrag am 1.2.2003 in Kraft treten[35]. Das Verhandlungsmandat für die Regierungskonferenz beruhte zum einen auf dem „Protokoll (Nr 7) über die Organe im Hinblick auf die Erweiterung der Europäischen Union“ zum Amsterdamer Vertrag, zum anderen auf den Schlussfolgerungen des Europäischen Rates bei seinen Treffen in Köln und Helsinki 1999. Daraus ergab sich als Kernziel der Regierungskonferenz die Herstellung der Erweiterungsfähigkeit der Europäischen Union durch eine Lösung der institutionellen Probleme (Mehrheitsentscheidung im Rat, Arbeitsfähigkeit von Kommission und Parlament durch Begrenzung der Mitgliederzahl), die nur teilweise gelang. Einige Bestimmungen wurden erst auf der Grundlage des Protokolls über die Erweiterung der EU[36] mit deren Realisierung 2004 bzw 2007 wirksam.
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Die institutionellen Änderungen betrafen im Wesentlichen die Ausweitung der Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit, die Ernennung und die Rolle des Kommissionspräsidenten (Art. 214 Abs. 2, 217 EGV; jetzt Art. 17 Abs. 6 und 7 EUV; s. Rn 398), die Zuständigkeitsverteilung zwischen EuGH und EuG und die Größe und Zusammensetzung der Organe sowie die Stimmgewichtung im Rat. Zur Erleichterung einer vertieften Integration zwischen einzelnen Mitgliedstaaten in der wesentlich erweiterten Union wurden die durch den Amsterdamer Vertrag eingeführten – aber bis dahin niemals gebrauchten – Vorschriften über die verstärkte Zusammenarbeit sowohl systematisch neu gefasst als auch verfahrensrechtlich und materiell geändert. Das Gerichtssystem der Union wurde der steigenden Belastung angepasst, insbesondere durch eine Aufwertung des Gerichts erster Instanz sowie die Möglichkeit der Einführung einer dritten, vorgelagerten Instanz (Kammern).
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Materiell-inhaltlich brachte der Vertrag von Nizza wenig Neuerungen, nämlich den neuen Titel XXI (Art. 181a EGV; jetzt Art. 212 AEUV) über wirtschaftliche, finanzielle und technische Zusammenarbeit mit Drittländern, die Erweiterung der Vertragsschlusskompetenz der EG im Bereich der gemeinsamen Handelspolitik auf die Bereiche des Handels mit Dienstleistungen sowie die handelsrelevanten Aspekte der Rechte des geistigen Eigentums (Art. 133 Abs. 5–7 EGV; jetzt erweitert durch Art. 207 Abs. 4–5 AEUV; s. Rn 1297). Ferner wurde im EUV eine Rechtsgrundlage für ein Sanktionsverfahren gegen Mitgliedstaaten, welche die fundamentalen Grundsätze der Union verletzen, geschaffen (Art. 7 EUV aF; jetzt Art. 7 EUV; s. Rn 113 f). Die Vorschriften der GASP wurden insbesondere im Hinblick auf den Wegfall des Verweises auf die WEU (s. Rn 1) angepasst. Die von Europäischem Parlament, Rat und Kommission am 7.12.2000 feierlich proklamierte Charta der Grundrechte der Europäischen Union wurde vom Europäischen Rat „begrüßt“[37], ohne dadurch Rechtsverbindlichkeit zu erlangen.



d) Der gescheiterte Vertrag über eine Verfassung für Europa
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Auch die Reformen durch die Verträge von Amsterdam und Nizza haben letzten Endes lediglich die allernötigsten Anpassungen einer Struktur, die ursprünglich für sechs Mitglieder geschaffen wurde, an die Erfordernisse einer Union von jetzt 28 Mitgliedern vorgenommen. Die wesentlichen Probleme zu lösen wurde regelmäßig in die Zukunft verschoben (sog. left-overs). Es bestand weitgehend Einigkeit, dass sich das Leitbild einer bürgernahen, transparenten und handlungsfähigen Union in dem bestehenden System von Verträgen und Änderungsverträgen auf Dauer nicht erreichen lasse. Im Rahmen des Vertrags von Nizza wurde durch die Annahme der Erklärung zur Zukunft der Europäischen Union[38] der Grundstein für den weiteren Reformprozess gelegt. Darauf aufbauend wurde durch die Erklärung von Laeken[39] die Grundlage für einen Konvent geschaffen, dessen Aufgabe die Ausarbeitung eines Abschlussdokuments für die Zukunft der Europäischen Union war (insoweit ist die Bezeichnung „Verfassungskonvent“ nicht ganz zutreffend). Inhaltlich sollte dieses eine bessere Kompetenzabgrenzung zwischen der EU und ihren Mitgliedstaaten erreichen, den Status der Grundrechtecharta klären, eine Vereinfachung der bestehenden Verträge herbeiführen und die Rolle der nationalen Parlamente in der Europäischen Union regeln. Der vom Konvent unter Vorsitz des ehemaligen französischen Staatspräsidenten Giscard d’Estaing ausgearbeitete Entwurf eines Vertrags über eine Verfassung für Europa wurde vom Europäischen Rat in Thessaloniki am 20.6.2003 als Grundlage für die Regierungskonferenz angenommen[40].
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Die gemäß Art. 48 EUV erforderliche Regierungskonferenz scheiterte zunächst an wichtigen institutionellen Fragen, insbesondere weil Polen und Spanien die ihnen im Vertrag von Nizza eingeräumten überproportionalen Stimmengewichte für die qualifizierte Mehrheit im Rat nicht aufgeben wollten. Unter irischer Präsidentschaft einigte sich der Europäische Rat am 14.6.2004 auf einen Kompromiss. Am 29.10.2004 unterzeichneten die Staats- und Regierungschefs den „Vertrag über eine Verfassung für Europa“[41].
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Der Verfassungsvertrag (EVV)[42] sollte die bisherigen Verträge EUV und EGV ersetzen und deren Inhalte zusammenfassen (vgl Art. IV-437 und Art. IV-438 EVV). Er besteht aus vier Teilen (institutionelle Vorschriften, modifizierte Grundrechtecharta, Querschnittsklauseln und materielle Vorschriften, allgemeine und Schlussbestimmungen)[43].
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Wie in Art. 48 Abs. 3 EUV aF vorgesehen, hätte der Verfassungsvertrag der Ratifikation durch alle damals 25 Mitgliedstaaten bedurft (vgl Art. IV-447 EVV). Insgesamt haben 17 Mitgliedstaaten den Vertrag ratifiziert. In Deutschland hatten zwar Bundestag und Bundesrat dem Vertragsgesetz mit überwältigender Mehrheit zugestimmt; der Bundespräsident sah sich aber durch die ausstehende Entscheidung des BVerfG über eine Organklage und Verfassungsbeschwerde an der Ratifikation gehindert[44]. Nach den ablehnenden Volksabstimmungen in Frankreich und den Niederlanden im Juni 2005 beschloss der Europäische Rat am 16./17.6.2005 eine sog. „Reflexionsphase“ von einem Jahr[45]. 2006 hat der Europäische Rat diese in der Sache verlängert und einen „zweigleisigen Ansatz“ vereinbart. Zum einen sollten die Möglichkeiten, die die derzeitigen Verträge bilden, bestmöglich ausgeschöpft werden. Derartige Tendenzen sind in der Rechtsprechung des EuGH und auch in Initiativen des Europäischen Parlaments und der dafür prinzipiell zuständigen Kommission (vgl Art. 42 EUV aF) unverkennbar. Zum anderen sollte der Vorsitz dem Europäischen Rat in der ersten Jahreshälfte 2007 einen Bericht vorlegen, der sich auf ausführliche Konsultationen mit den Mitgliedstaaten stützt und eine Bewertung des Stands der Beratungen über den Verfassungsvertrag und mögliche künftige Entwicklungen aufzeigen soll[46]. Spätestens im zweiten Halbjahr 2008 sollten danach konkrete Schritte für die Fortsetzung des – jetzt so genannten – Reformprozesses unternommen werden. Obwohl einige Mitgliedstaaten den Ratifikationsprozess fortsetzten, wurde bald deutlich, dass der Verfassungsvertrag als solcher gescheitert war. Ein wesentlicher Grund dafür war der Begriff „Verfassung“ selbst, der sich entgegen den gehegten Erwartungen als kontraproduktiv erwiesen hat.
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Die turnusgemäß zuständige deutsche Präsidentschaft versuchte daher, durch Aufgabe des Verfassungsbegriffs und aller damit in Verbindung gebrachten Elemente den Inhalt des Verfassungsvertrags möglichst weitgehend zu erhalten. Dies ist durch die nach zähen, mit unerfreulichen Begleiterscheinungen verbundenen Verhandlungen mit dem durch Kompromisse, insbesondere Übergangs- und Ausnahmeregelungen, erreichten Mandat des Europäischen Rates vom 21./22.6.2007[47] im Wesentlichen gelungen. Das konkrete Mandat nahm bis auf eher marginale Änderungen bereits das Ergebnis vorweg, zumal es der portugiesischen Präsidentschaft gelang, grundlegende Nachverhandlungswünsche abzuwehren.



e) Der Vertrag von Lissabon
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Der im Mandat noch als Reformvertrag, nach der Unterzeichnung am 13.12.2007 amtlich Vertrag von Lissabon genannte Text[48] hat gegenüber dem Verfassungsvertrag folgende Neuerungen gebracht: Das Verfassungskonzept, das mit der Abschaffung der bestehenden Verträge (EUV und EGV, nicht aber EAGV) und deren Ersetzung durch einen einzigen, „Verfassung“ genannten Text verbunden war, wird ausdrücklich aufgegeben (s. Rn 90). Die Bezeichnung „Verfassung“ wird durchgehend nicht verwendet. Der Reformvertrag enthält keinen Artikel über die Symbole der EU wie Flagge, Hymne und Leitspruch (vgl Art. I-8 EVV). Die an sich sinnvollen, da den tatsächlichen Inhalt besser wiedergebenden Bezeichnungen Europäisches Gesetz für Verordnung und Europäisches Rahmengesetz für Richtlinie werden nicht übernommen. Interessant ist, dass in diesem Zusammenhang auch die Nichtübernahme des in Art. I-6 EVV erstmals ausdrücklich verankerten Vorrangs des Rechts der Union erwähnt wird[49]. Die dazu auch – dort ergänzend zu Art. I-6 EVV – zum Verfassungsvertrag vorgesehene Erklärung (Nr 1), die auf die einschlägige Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs verweist, wird inhaltlich in der Erklärung (Nr 17) „zum Vorrang“ beibehalten[50]. Dies dürfte so zu erklären sein, dass die Mitgliedstaaten Wert darauf legen, dass auch der Vorrang auf ihrer Ermächtigung basiert, er gleichwohl nicht grundsätzlich in Frage gestellt wird und die Kollisionsfrage in der Praxis keine Rolle spielen soll.
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Die Regelungen des Verfassungsvertrags zu den Institutionen werden weitgehend beibehalten. Hinsichtlich der (allerdings allein wegen der Haltung Polens) am heftigsten umstrittenen Frage der Mehrheitsabstimmungen im Rat trat die doppelt qualifizierte Mehrheit erst ab 1.11.2014 in Kraft, mit einer besonderen Übergangsregelung bis zum 31.3.2017 und ergänzt durch die Übernahme des Beschlusses von Ioannina zu Sperrminoritäten (vgl Art. 16 Abs. 4 und 5 EUV; Art. 238 AEUV). Die Bestimmungen über die Kompetenzverteilung zwischen der Union und den Mitgliedstaaten werden inhaltlich übernommen (Art. 5 EUV; Art. 2–6 AEUV). Besonders betont wird die fortbestehende Souveränität und Staatlichkeit der Mitgliedstaaten und die Tatsache, dass die Union auf den Mitgliedstaaten beruht und ihre Kompetenzen von diesen nach wie vor herleitet. Dies war einschließlich des an traditionelle völkerrechtliche Formulierungen angelehnten Art. 4 Abs. 2 EUV allerdings teilweise bereits im Verfassungsvertrag enthalten. Anders als dort, wo die „Verfassung“ die Europäische Union begründet, „geleitet von dem Willen der Bürgerinnen und Bürger und der Staaten“ (Art. I-1 Abs. 1 EVV), gründen gemäß Art. 1 Abs. 1 EUV „die Hohen Vertragsparteien“ untereinander eine Europäische Union. Art. 48 Abs. 2 S. 2 EUV sieht bei Vertragsänderungen auch eine Verringerung der der Union übertragenen Zuständigkeiten vor. Übernommen wurde auch das ausdrückliche Recht der Mitgliedstaaten, aus der Europäischen Union auszutreten (Art. 50 EUV). Damit sollte wohl dokumentiert werden, dass die EU keine „Zwangsgemeinschaft“ ist, wobei man die Realisierung eines Austritts für unwahrscheinlich hielt. Zum „Brexit“ s. Rn 70 und Rn 111.
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Die materiellen Änderungen gegenüber den bestehenden Verträgen, die von der Regierungskonferenz 2004 (s. Rn 57) beschlossen wurden und damit tatsächlich die Substanz des Verfassungsvertrags darstellen, werden grundsätzlich übernommen, und zwar in den geänderten, aber nach wie vor so genannten EU-Vertrag (EUV) und in den geänderten und in Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) umbenannten EG-Vertrag. Beide Verträge haben ausdrücklich den gleichen rechtlichen Stellenwert (Art. 1 Abs. 3 S. 2 EUV). Dadurch wird deutlich gemacht, dass der „Arbeitsvertrag“ nicht von sekundärer Qualität ist und klargestellt, dass allen Bestrebungen zwischen einem Grundvertrag und einem Arbeitsvertrag, der eventuell einem vereinfachten Vertragsänderungsverfahren unterworfen werden kann, zu unterscheiden, eine Absage erteilt wird. Das (schöne) Wort „Gemeinschaft“ wird durchgehend durch das Wort „Union“ ersetzt, da die einheitliche Union die Europäische Gemeinschaft ersetzt und ihre Rechtsnachfolgerin ist (Art. 1 Abs. 3 S. 2 EUV). Die Drei-Säulen-Struktur wird wie im Verfassungsvertrag aufgehoben. Allerdings kommt die Sonderstellung der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik durch deren Regelung auch im neuen Unionsvertrag (Art. 21–46 EUV) und nicht – wie die Materien der jetzigen Polizeilichen und Justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen (Art. 82–89 AEUV) – im Vertrag über die Arbeitsweise der EU deutlich zum Ausdruck. Diese Sonderstellung wird in Art. 24 Abs. 1 UAbs. 2 EUV näher ausgeführt und durch eine Erklärung, die ausdrücklich die fortbestehenden Zuständigkeiten der Mitgliedstaaten festhält, insbesondere auch die Mitgliedschaft eines Mitgliedstaates der EU (dies betrifft Frankreich und das Vereinigte Königreich) im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen, unterstrichen[51]. Zumindest symbolisch kommen die Vorbehalte der Mitgliedstaaten in diesem Bereich dadurch zum Ausdruck, dass der „Außenminister der Union“ nicht so, sondern „Hoher Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik“ genannt wird, der allerdings auch die Aufgaben des bisherigen Kommissars für die Außenbeziehungen der EG übernimmt (Art. 27, Art. 15 Abs. 2 und 3 EUV). Die Union erhält – wie im Verfassungsvertrag (Art. I-7 EVV) – Rechtspersönlichkeit (Art. 47 EUV)[52], was angesichts der bisherigen ausdrücklichen Rechtspersönlichkeit der EG (Art. 281 EGV) und der Vereinheitlichung zur Union konsequent ist.
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Die Charta der Grundrechte der Europäischen Union wird zwar nicht in die Verträge aufgenommen, aber durch Art. 6 Abs. 1 EUV diesen rechtlich gleichgestellt. Ein besonderes Protokoll regelt, dass die Charta für das Vereinigte Königreich und Polen im Rahmen von dessen Maßgabe nicht verbindlich ist. Die Ratifikation eines entsprechenden Protokolls wurde der Tschechischen Republik zugesichert, worauf diese aber später verzichtet hat (s. Rn 761).
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Der Vertrag von Lissabon führt gegenüber dem Verfassungsvertrag auch neue Elemente ein, die durch jüngste Entwicklungen in der Umweltpolitik und der Energiepolitik motiviert sind (Art. 191 Abs. 1, Art. 194 Abs. 1 AEUV).
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Auf Drängen des französischen Staatspräsidenten Sarkozy wurde der „freie und ungestörte Wettbewerb“ (Art. I-3 Abs. 2 EVV), der als „redlicher“ bzw „unverfälschter Wettbewerb“ seit Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 1957 zu deren Zielen gehört (vgl Erwägungsgrund 4 der Präambel, Art. 3 lit. f EWGV), gestrichen. Zu einer Änderung der Wettbewerbspolitik führte dies nicht, zumal sich die Rechtslage wegen des Protokolls Nr 27 nicht ändert (s. Rn 1065). Zwar ist Wettbewerb sicher nicht alles und vor allem kein Endziel. Protektionismus für die nationale Wirtschaft steht allerdings einem Binnenmarkt ohne Binnengrenzen diametral entgegen.
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Der Vertrag von Lissabon bedurfte der Ratifikation durch alle (damals) 27 Mitgliedstaaten, die bis zur Europawahl 2009 geplant war. Während die Regierungen der anderen Mitgliedstaaten Referenden – zum Teil mit fragwürdigen Begründungen – vermieden, war das Referendum in Irland obligatorisch und führte prompt zur Ablehnung des Vertrages am 12.6.2008 mit 53,4 % zu 46,6 % der Stimmen. Um ein zweites Referendum zu ermöglichen, machte der Europäische Rat am 18./19.6.2009 Irland Zugeständnisse hinsichtlich der Wahrung bestimmter Rechte der irischen Verfassung (Schutz des Rechts auf Leben, Schutz der Familie, Schutz der Rechte auf Bildung) gegenüber der Grundrechtecharta und dem Vertrag von Lissabon, der irischen Neutralität, der Sozialpolitik sowie der Beibehaltung eines Kommissars pro Mitgliedstaat (s. Rn 395). Dies sollte rechtsverbindlich mit primärrechtlicher Qualität in einem Protokoll verankert werden, das zusammen mit dem nächsten Beitrittsvertrag ratifiziert werden sollte[53]. Sicher im Hinblick auf diese Zugeständnisse, aber auch unter dem Eindruck der Wirtschafts- und Finanzkrise, stimmten am 2.10.2009 67,1 % gegen 32,9 % bei immerhin 58 % Beteiligung für den Vertrag, den Irland daraufhin ratifizierte. Danach ratifizierten auch Polen und – nach dem Zugeständnis eines Protokolls hinsichtlich der Grundrechtecharta (s. Rn 761) – als letzter Staat auch die Tschechische Republik, sodass der Vertrag am 1.12.2009 in Kraft treten konnte.
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In Deutschland hatten der Bundestag mit großer Mehrheit, weit über den geforderten zwei Dritteln seiner Mitglieder (Art. 23 Abs. 1 S. 3 iVm Art. 79 Abs. 2 GG), und der Bundesrat ohne Gegenstimme dem Vertrag zugestimmt. Die Ratifikation wurde jedoch durch Organklagen und Verfassungsbeschwerden aufgehalten. Am 30.6.2009 entschied das BVerfG nach eingehender Darlegung des Vertrags und des verfassungsrechtlichen Prüfungsmaßstabs, dass der Vertrag von Lissabon und das Zustimmungsgesetz dazu „nach Maßgabe der Gründe“ den aufgezeigten verfassungsrechtlichen Anforderungen genügen und „keine durchgreifenden verfassungsrechtlichen Bedenken“ bestehen[54]. Das BVerfG betonte einerseits die „Europarechtsfreundlichkeit“ des Grundgesetzes, bestätigte und präzisierte aber andererseits ausdrücklich seine Kontrollkompetenz (Identitätskontrolle einschließlich Grundrechtskontrolle, Ultra-vires-Kontrolle) und postulierte, dass ein „Identitätswechsel zu einem „europäischen Bundesstaat“ eine Entscheidung des Verfassungsgesetzgebers (Art. 146 GG) erfordere (s. Rn 143). Da das BVerfG aber das deutsche Begleitgesetz zum Vertrag von Lissabon wegen unzureichender Sicherung der „Integrationsverantwortung“ des Bundestages für verfassungswidrig erklärte und dessen Nachbesserung vor der Ratifikation des Vertrages verlangte, konnte der Bundespräsident den Vertrag erst nach der – rasch erfolgten – Verabschiedung des Gesetzes über die Ausweitung und Stärkung der Rechte des Bundestages und des Bundesrates in Angelegenheiten der EU[55], das neben dem neuen Integrationsgesetz (IntVG) Änderungen des EUZBBG und des EUZBLG enthält (s. Rn 389, 391), den Vertrag ratifizieren.
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Im Wege des vereinfachten Vertragsänderungsverfahrens wurde Art. 136 Abs. 3 AEUV eingefügt, der die Einrichtung eines Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) und die an „strenge Auflagen“ geknüpfte Gewährung von Finanzhilfen durch und an Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, auf eine vertragliche Grundlage stellt. S. dazu Rn 1182.
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5. Aktuelle Probleme der Europäischen Union
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Die Europäische Union befindet sich derzeit in der wohl schwersten Krise seit ihrem Bestehen. Dies hat vielfältige Ursachen, weshalb Kommissionspräsident Jean Claude Juncker von einer „Polykrise“ sprach[56]. Dazu gehören die Finanz- und Schuldenkrise der Wirtschafts- und Währungsunion, die zwar entschärft, aber kaum nachhaltig gelöst erscheint (s. Rn 1171, 1185), die Flüchtlingspolitik, in der die nötige Solidarität fehlt (s. Rn 1056), Defizite bei der Beachtung der durch Art. 2 EUV vorgegebenen Werte der EU, insbesondere der für die Rechtsstaatlichkeit grundlegenden richterlichen Unabhängigkeit (s. Rn 114) mit Folgen für das für die EU grundlegende Prinzip des gegenseitigen Vertrauens, dessen Grenzen in der Asylpolitik (s. zur unzulässigen Rückführung Rn 1054) und beim Europäischen Haftbefehl (s. zur unzulässigen Überstellung Rn 235) aufgezeigt wurden. Schließlich der „Brexit“, der einerseits Probleme der EU aufzeigt, andererseits Initiativen zu deren Lösung angeregt und in einem wichtigen Punkt die sonst fehlende Einigkeit der verbleibenden Mitgliedstaaten gezeigt hat. Das Weißbuch zur Zukunft Europas, das die Kommission 2017 vorgelegt hat[57], stellt fünf „Szenarien“ vor:
	-
	„Weiter wie bisher“ (Realistisch mit Modifikationen, aber sicher nicht unter diesem Leitwort)

	-
	„Schwerpunkt Binnenmarkt“ (Besinnung auf dieses Kernstück, dessen Ausgreifen auf andere Bereiche aber angesichts der Entwicklung der EU unausweichlich ist)

	-
	„Wer mehr will, tut mehr“ (Formen der Verstärkten Zusammenarbeit (VZ); s. Rn 586 ff)

	-
	„Weniger, aber effizienter“ (Konzentration auf die nur gemeinsam zu lösenden Fragen; Verzicht auf weniger bedeutsame Aktivitäten – „big in big, small in small things“)

	-
	„Viel mehr gemeinsames Handeln“ (Generell „mehr Europa“. Stößt auf Widerstände, die eine Balance zwischen EU- und mitgliedstaatlichen Kompetenzen fordern).


Am wahrscheinlichsten sind Kombinationen zwischen diesen Szenarien[58]. Die „Finalität“, dh das Ziel der Union bleibt offen – auch angesichts unterschiedlicher Vorstellungen der und in ihren Mitgliedstaaten.


71

Die COVID-19-Pandemie hat Defizite, zB bei der gemeinsamen Beschaffung von Impfstoffen und bei Grenzkontrollen, aufgezeigt. Zur Bewältigung der wirtschaftlichen Folgen wurde mit „Next Generation EU“ eine 750 Mrd Euro umfassende Aufbau- und Resilienzfazilität geschaffen, die ua wegen der für die EU ermöglichten Schuldenaufnahme die Frage nach grundsätzlichen und dauerhaften Änderungen des Finanzsystems der EU aufwirft (s. Rn 742).
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Die Reaktionen der EU auf den Überfall Russlands auf die Ukraine, insbesondere die Verhängung von Sanktionen mit erheblichen wirtschaftlichen Folgen (Energiepreise), erfordern die Einigkeit der Mitgliedstaaten.
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IV. Erweiterungen der Europäischen Gemeinschaften und der Europäischen Union
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Neben der Integrationstiefe markiert auch ihre geographische Reichweite eine Maßzahl für den Stand der europäischen Integration. In mittlerweile sechs Erweiterungsrunden[59] haben sich die westlich geprägten Europäischen Gemeinschaften von anfänglich sechs Mitgliedern zu einer (Gesamt-)Europäischen Union von nach dem Austritt des Vereinigten Königreichs jetzt 27 Staaten entwickelt. Zuletzt trat Kroatien am 1.7.2013 der Europäischen Union bei. Die Überwindung der Teilung Europas nach dem Zweiten Weltkrieg ist damit zumindest de jure vollendet. Beitrittsverhandlungen laufen mit der Türkei seit 3.10.2005, wegen der Zypernfrage teilweise suspendiert und derzeit stockend (s. Rn 75), ausdrücklich als „ergebnisoffen“ deklariert. Island hat seinen am 17.7.2009 eingereichten Beitrittsantrag angesichts der Finanzkrise am 12.3.2015 wieder zurückgezogen. Einen sog. „Kandidatenstatus“ haben Montenegro (seit 17.12.2010) und Serbien (seit 1.3.2012) sowie Nordmazedonien (seit 17.12.2005) und Albanien (seit 24.6.2014; Beitrittsantrag 2009), mit denen Beitrittsverhandlungen aufgenommen wurden, zuletzt die Ukraine und die Republik Moldau[60]. Potenzielle Beitrittskandidaten sind Bosnien-Herzegowina und der Kosovo, der allerdings von fünf Mitgliedstaaten der EU (Griechenland, Rumänien, Slowakei, Spanien und Zypern) bislang noch nicht einmal als Staat anerkannt wurde, sowie Georgien. Damit wächst auch die Notwendigkeit, in eine politische Diskussion über die geographischen Grenzen der Europäischen Union einzutreten, um den Integrationsprozess insgesamt nicht zu gefährden. Die in Art. 8 EUV verankerte Nachbarschaftspolitik sieht „besondere Beziehungen“ unterhalb der Vollmitgliedschaft vor. Zu Assoziierungen s. Rn 88. Die Beitrittsanträge Marokkos[61] und der Schweiz[62] dürfen wohl als (zumindest vorerst) erledigt angesehen werden.
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Andererseits zeigt sich die grundsätzliche Offenheit für die Mitgliedschaft weiterer Staaten in Art. 49 EUV, der jedem europäischen Staat das Recht einräumt, einen Antrag auf Aufnahme in die Europäische Union zu stellen. Ein Recht auf Beitritt haben Drittstaaten nach dieser Vorschrift nicht.
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Ungeachtet des Auftrags zur Einigung Europas setzt jede Erweiterung stets eine sorgfältige Entscheidung über die Vor- und Nachteile einer Vollmitgliedschaft voraus, und zwar sowohl auf Seiten des Beitrittskandidaten als auch auf Seiten der bisherigen Mitglieder und der Union selbst[63]. Erweiterungen der Union, die diese selbst wirtschafts- und außenpolitisch eher stärkten (Großbritannien, Irland und Dänemark 1973; Finnland, Österreich und Schweden 1995), stehen solche gegenüber, deren Motivation eher in einer politischen Stabilisierung und wirtschaftlichen Heranführung der beitretenden Staaten zu sehen ist (Griechenland 1981; Spanien und Portugal 1986; Osterweiterung 2004/2007/2013). Dies entspricht dem Gedanken der Solidarität zwischen den Völkern Europas. Mit der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei tritt als drittes Motiv die Einbeziehung eines Staates mit islamischer Bevölkerung unter dem Dach von Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten als universellen Prinzipien hinzu. Fraglich ist, ob die Integrationskraft der Union für diesen Kraftakt ausreicht oder ob eine Aufnahme der Türkei zu einer grundsätzlichen qualitativen Veränderung der Union führen würde[64]. Aktuell stellt sich wegen der Unvereinbarkeit der Politik des türkischen Präsidenten Erdogan mit den Werten der EU (insb. der Rechtsstaatlichkeit) die Frage einer Aussetzung der Beitrittsverhandlungen, die vom Europäischen Parlament gefordert wurde. Ungeachtet dessen und diverser Probleme, auch der grundsätzlichen Bereitschaft zur Akzeptanz der Bedingungen einer supranationalen Integrationsgemeinschaft, ist die Türkei seit langem ein wirtschaftlich wie strategisch wesentlicher und völkervertraglich eng mit der EU und ihren Mitgliedstaaten verbundener Partner[65].
Literatur:
Alsen, K., Der europäische Integrationsauftrag der EU. Überlegungen zur Erweiterungs-, Assoziierungs- und Nachbarschaftspolitik der EU aus der Warte einer europäischen Prinzipienlehre, 2008; Böttger, K., Im Osten nichts Neues? Ziele, Inhalte und erste Ergebnisse der Östlichen Partnerschaft, integration 2009, 372; Cremona, M., Enlargement: A Successful Instrument of Foreign Policy?, in: Tridimas, T./Nebbia, P. (Hrsg.), European Union Law for the Twenty-first Century, Bd. 1, 2004, S. 397 ff; Pehle, H. (Hrsg.), Die neue Europäische Union: Die Osterweiterung und ihre Folgen, 2006; Tiede, W./Spiesberger, J./Bogedain, C., Kosovo und Serbien auf dem Weg in die Europäische Union?, EuR 2014, 129.
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